
Das Thema Afghanistan hatte er ge-
rade abgehakt, die Abrechnung mit
der Bundesregierung lag noch vor

ihm, da kam Sigmar Gabriel auf das ei-
gentliche Thema dieser Tage zu sprechen.
Er tat etwas, was er nicht allzu oft tut. Er
fasste sich ziemlich kurz.

Es war am Donnerstagabend der ver-
gangenen Woche, der Parteichef redete
beim Neujahrsempfang der SPD-Bundes-
tagsfraktion. Abgeordnete, Mitarbeiter,
Gäste warteten, was Gabriel zum Thema
Hartz IV zu sagen hatte. Es war das Thema
der Woche gewesen, täglich waren neue
Vorschläge für eine Reform der Reform
durch die Öffentlichkeit geschwirrt, aus der
CDU, der FDP, aus Gabriels eigener Partei
und auch von ihm selbst.

Arbeitslose, die lange eingezahlt haben,
müssen künftig mehr von ihrem Vermö-
gen behalten dürfen, hatte er tags zuvor in
einem Interview gefordert. Nun stand er am
Rednerpult im Bundestag und machte klar,
dass das nicht sein einziger Vorschlag für
ein neues Hartz-IV-Gesetz bleiben werde:
„Wir müssen darüber reden“, kündigte er
an, „welche Neujustierung wir in den Ar-
beitsmarktreformen vornehmen müssen.“

Vier Monate vor den Landtagswahlen
in Nordrhein-Westfalen überbieten sich die
Parteien mit Vorschlägen für eine Reform
der Hartz-IV-Reform. Genau fünf Jahre ist
es her, dass eine schwarz-rot-grüne Groß-
koalition in Bundestag und Bundesrat jene
neue „Grundsicherung für Arbeitssuchen-
de“ in Kraft setzte, die sich seither zum
umstrittensten Sozialgesetz der Nach-
kriegszeit entwickelt hat. Jetzt wetteifern
dieselben Parteien darum, wer sich am
weitesten von dem gemeinsam beschlos-
senen Gesetz distanzieren kann. 

Der nordrhein-westfälische Ministerprä-
sident Jürgen Rüttgers (CDU) und der lin-
ke SPD-Flügel wollen langjährig Versi-
cherten wieder länger Arbeitslosengeld
zahlen. Die Grünen fordern eine deutliche
Anhebung sämtlicher Hartz-IV-Regelsät-
ze. Und die FDP verlangt, die Staatshil-
fen für arbeitende Hartz-IV-Empfänger zu
verdoppeln. 

Die Reform müsse „generell neu ge-
macht werden“, befindet auch CSU-Chef
Horst Seehofer, der für die Gefühlslage
des Volkes schon immer ein besonderes
Sensorium hatte. Und selbst die zuständi-
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Wettlauf der Populisten
Die Parteien überbieten sich mit Vorschlägen für eine Hartz-IV-Reform. SPD und Union 

wollen die Leistungen für Arbeitslose ausbauen, die FDP fordert mehr Staatshilfen 
für arbeitende Hilfe-Empfänger. Den Plänen ist gemeinsam: Sie sind derzeit nicht zu bezahlen.
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Arbeitssuchende in der Dresdner Arbeitsagentur, SPD-Chef Gabriel, CDU-Ministerpräsident Rüttgers:



ge Arbeitsministerin Ursula von der Leyen
(CDU) hat sich nach anfänglichem Zögern
in die Riege der Radikalreformer einge-
reiht. Am vergangenen Montag hatte sich die
Ministerin noch gegen „eine Totalverände-
rung“ ausgesprochen. Zwei Tage später kün-
digte sie im TV-Interview dann einen um-
fassenderen Umbau für den Sommer an.

Kein anderes Gesetz ist derart unpo-
pulär wie die zentrale Agenda-Reform von
Ex-Kanzler Gerhard Schröder; daraus wol-
len die Parteien Kapital schlagen. Es geht
um Stimmungspflege vor einer wichtigen

Landtagswahl, die Meinungsführerschaft
im eigenen Lager – und nicht zuletzt um
die hohe Kunst des politischen Bluffs.
Während die Parteizentralen noch für die
Hartz-Vorstöße ihrer Spitzenkräfte trom-
meln, räumen die Arbeitsmarktexperten
in Ministerien und Fraktionen ein, dass die
großen Ankündigungen aus der vergange-
nen Woche wahrscheinlich so nicht Wirk-
lichkeit werden, schon gar nicht nach den
nächsten Landtagswahlen. 

Zu unausgegoren und widersprüchlich
sind die meisten der Reformkonzepte, vie-

le werden nicht einmal in den eigenen Rei-
hen unterstützt. „Wir müssen aufpassen,
dass wir mit dem Ruf nach mehr Gerech-
tigkeit nicht neue Ungerechtigkeiten schaf-
fen“, warnt Arbeitsagentur-Chef Frank-
Jürgen Weise (siehe Seite 62).

Entscheidend aber ist, dass viele großan-
gekündigte Pläne derzeit nicht zu bezahlen
sind. Würden sie umgesetzt, kämen auf die
Nürnberger Arbeitslosenversicherung so-
wie die staatlichen Hartz-Etats neue Lasten
in Milliardenhöhe zu. Dabei stecken die
öffentlichen Kassen zur Verwaltung der
Arbeitslosigkeit schon jetzt in den roten
Zahlen.

Die Finanzkrise und der schärfste wirt-
schaftliche Einbruch der Nachkriegszeit
haben tiefe Spuren hinterlassen. Die Bun-
desagentur fuhr mit 13,8 Milliarden Euro
im vergangenen Jahr das bislang höchste
Defizit ihrer Geschichte ein. In diesem Jahr
rechnet die Behörde mit einer Deckungs-
lücke von bis zu 16 Milliarden Euro, die der
Bund ausgleichen wird.

Dass Finanzminister Schäuble nicht
schon das Defizit des vergangenen Jahres
übernehmen muss, verdankt er dem Fi-
nanzpolster von über 16 Milliarden Euro,
das die Bundesagentur im vorigen Auf-
schwung angespart hatte. Doch die Reser-
ve ist bis auf knapp drei Milliarden Euro
aufgebraucht, die Politik hat in den ver-
gangenen Jahren den Beitragssatz von 6,5
Prozent auf 2,8 Prozent gesenkt. Die Bun-
desagentur nahm dadurch im vergangenen
Jahr knapp 30 Milliarden Euro weniger ein
als 2006. Obwohl der Arbeitsmarkt und die
Wirtschaft auch noch in den kommenden
Jahren mit den Folgen der Wirtschaftskri-
se zu kämpfen haben werden, muss der
Beitragssatz zur Arbeitslosenversicherung
2011 steigen, sollen die Defizite der Bun-
desagentur nicht ins Uferlose steigen.

Zudem muss die Politik in diesem Jahr
noch Entscheidungen der Karlsruher Ver-
fassungshüter umsetzen, und dies kann
teuer werden. Bereits vor über zwei Jahren
erklärten die Richter die Mischverwaltung
von Kommunen und Arbeitsagenturen in
den 420 regionalen Jobcentern für grund-
gesetzwidrig. Sie verstoße gegen das fö-
derale Gebot der klaren Aufgabentren-
nung, befanden die Richter und verlangten
eine Korrektur bis 2011. Bis heute gibt es
keine Lösung, die Zeit rennt davon. Nun
will von der Leyen im Frühjahr einen Ge-
setzentwurf vorlegen, der die Mischver-
waltung beendet und die Aufgaben trennt.
Es drohen Doppelstrukturen, die viel Geld
kosten könnten.

Im Februar entschieden die Karlsruher
Richter zudem über die Frage, ob die
Hartz-Regelsätze für Kinder korrekt erho-
ben werden und ausreichend sind. Wie die
Entscheidung aussehen wird, ist offen. Si-
cher scheint, dass sich etwas ändert.

Sollten die Richter zu dem Schluss kom-
men, dass die Sätze für die Kinder zu nied-
rig sind, wird es kostspielig. Im schlimms-
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Die Sozialdemokraten an ihrem wunden Punkt getroffen



ten Fall könnte das Urteil auch Einfluss auf
die Bezüge von erwachsenen Hartz-IV-
Empfängern haben. Im System der Grund-
sicherung haben selbst geringe Erhöhun-
gen für eine Gruppe große Auswirkungen
für den Staatshaushalt. Wird der Hartz-IV-
Regelsatz um 70 Euro angehoben, steigen
die Hartz-IV-Kosten nach einer Analyse
des Instituts für Arbeitsmarkt- und Be-
rufsforschung um zehn Milliarden Euro. 

Entsprechend eng ist der finanzielle
Spielraum für weitere Wohltaten, auch in
der Arbeitslosenversicherung. Die Über-
legungen des nordrhein-westfälischen Mi-
nisterpräsidenten Rüttgers etwa, langjährig
Versicherten länger Arbeitslosengeld zu
zahlen, rissen, wenn sie tatsächlich in 
die Praxis umgesetzt würden, schnell wei-
tere Milliardenlöcher in die Nürnberger
Kassen.

Kein Wunder, dass selbst Parteifreunde
des Ministerpräsidenten rätseln, wie ernst
sein Vorstoß wohl gemeint ist. Zwar hatte
Rüttgers per Zeitungsinterview „eine
Grundrevision“ der Hartz-Reformen ge-
fordert: „Wenn jemand lange einzahlt in
die Arbeitslosenversicherung, muss er
mehr bekommen als der, der nur kurze
Zeit eingezahlt hat.“

Doch die Begeisterung für Rüttgers Vor-
stoß hält sich selbst im eigenen Lager in en-

gen Grenzen. Wenn Rüttgers die Bezugs-
zeiten weiter ausdehnen wolle, „dann liegt
er falsch, denn die Arbeitslosenkasse ist
eine Risikoversicherung und kein Spargut-
haben“, sagt Michael Fuchs, der CDU-Mit-
telstandssprecher. Der CSU-Sozialexperte
Max Straubinger lehnt den Vorschlag eben-
falls mit Hinweis auf den Charakter der
Arbeitslosenversicherung grundsätzlich ab:
„Wer eine Feuerversicherung abschließt,
bekommt auch nicht mehr Geld, weil er 30
Jahre lang eingezahlt hat.“

Rüttgers kann es gleich sein. Sein wich-
tigstes Ziel hat er bereits erreicht, er er-
wischt die SPD an ihrem wunden Punkt.
Die SPD-Spitze fürchtet, durch eine allzu
rasche und allzu radikale Abkehr von
Schröders Agenda-Gesetzen auch noch das
zu verspielen, was der SPD an Glaubwür-
digkeit geblieben ist. Der Diskussion aus
dem Weg gehen kann sie allerdings nicht.

Bereits am vorvergangenen Wochenen-
de wurde ein Papier des linken Landes-
verbandes Hessen bekannt. Darin wird ein
Bonus für Empfänger von Arbeitslosen-
geld II gefordert, die zuvor lange gearbei-
tet haben.

Gabriel selbst hingegen hielt sich im
Hartz-Wettlauf mit konkreten Vorschlägen
bis zum Wochenende eher zurück. Bis
Ende Februar wollen die Genossen ein um-

fassendes Konzept entwickeln, und so be-
schränkte sich der Parteichef vor Beginn
der SPD-Vorstandsklausur zunächst auf
den Vorschlag, langjährige Beitragszahler
sollten ihr Vermögen zur Alterssicherung
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SPIEGEL: Herr Weise, die
Hartz-IV-Reform ist vor
kurzem fünf Jahre alt ge-
worden. Wie sieht Ihre
Bilanz aus?
Weise: Die Bilanz ist aus-
gesprochen positiv. Als
wir starteten, im Januar
2005, lag die Arbeits-
losenzahl bei 5,1 Millio-
nen. Fünf Jahre später
stecken wir in der schlimmsten Wirt-
schaftskrise, die wir alle je erlebt haben.
Trotzdem ist die Lage auf dem Arbeits-
markt deutlich besser als damals. Derzeit
zählen wir nicht mehr als 3,3 Millionen
Arbeitslose.
SPIEGEL: In der Zwischenzeit gab es eben
einen kräftigen Konjunkturaufschwung.
Was hat das mit Hartz IV zu tun?
Weise: Eine ganze Menge. In den ver-
gangenen Jahren ist der Arbeitsmarkt 
flexibler geworden, und die Einstellung
der Menschen hat sich geändert. Sie sind
häufiger bereit, auch vorübergehend
schlechter bezahlte Stellen oder Jobs in
anderen Branchen und Regionen anzu-

nehmen. Aber ich ver-
schweige nicht den Preis:
Viele Beschäftigte fühlen
sich heute beruflich weni-
ger abgesichert als früher.
SPIEGEL: Politiker aller Par-
teien sehen die Hartz-Re-
formen derzeit vor allem 
als Großbaustelle an. Al-
len voran fordert NRW-
Ministerpräsident Jürgen

Rüttgers „eine Grundrevision“ des Sys-
tems. Teilen Sie diese Kritik?
Weise: Natürlich muss das System weiter-
entwickelt werden. Ein Totalumbau aber
wäre verfehlt, denn der Kern der Reform
war richtig. Die gute Entwicklung am 
Arbeitsmarkt wäre ernsthaft gefährdet,
wenn wir die Reformen der vergangenen
Jahre zurückdrehen würden.
SPIEGEL: Der Grundvorwurf lautet, das
System trete das Leistungsprinzip mit
Füßen. Deshalb müsse das sogenannte
Schonvermögen ausgedehnt werden, da-
mit Arbeitslose mehr von dem behalten
dürfen, was sie sich in ihrem Erwerbs-
leben geschaffen haben.

Weise: Das kann ich so nicht nachvollzie-
hen. Die Grundsicherung ist eine staatli-
che Fürsorgeleistung, die auch derjenige
mit seinen Steuern finanziert, der wenig
verdient. Es wäre deshalb ein Fehler, das
Schonvermögen unbegrenzt auszudeh-
nen. Oder halten Sie es für einen Ausweis
besonderer Gerechtigkeit, wenn künftig
die Friseurin den wohlhabenden Eigen-
tümer mehrerer Immobilien mitfinanzie-
ren würde? Wir müssen aufpassen, dass
wir mit dem Ruf nach mehr Gerechtigkeit
nicht neue Ungerechtigkeiten schaffen. 
SPIEGEL: Politiker aller Parteien fordern,
dass Arbeitnehmer, die lange in die Ar-
beitslosenversicherung eingezahlt haben,
im Falle des Jobverlustes länger Arbeits-
losengeld I bekommen sollten. Was hal-
ten Sie davon? 
Weise: Die Arbeitslosenversicherung ist
eine Risikoversicherung und kein Spar-
vertrag. Heute läuft es so: Wer ein ge-
ringes Risiko hat, arbeitslos zu werden,
zahlt für denjenigen, dessen Job stärker
gefährdet ist. Das Prinzip, wer viel ein-
zahlt, soll auch viel herausbekommen, 
ist dagegen weit weniger solidarisch.
Geringverdiener müssten dann hohe 
Prämien zahlen, ein gutverdienender 
Angestellter wie ich würde dagegen 
bessergestellt.
SPIEGEL: Trotzdem empfinden die Deut-
schen die Hartz-Reform mehrheitlich 

„Ein Totalumbau wäre verfehlt“ 
Arbeitsagentur-Chef Frank-Jürgen Weise, 58, über die Hartz-IV-Reform

Behörden-Chef Weise

„Kern war richtig“
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Arbeitsministerin von der Leyen, FDP-Landeschef



2005 2006 2007 2008 2009
Soll-Wert

Fünf-Jahres-Bilanz
Zahl der Hartz-IV-Empfänger, in Millionen 

6,73
6,91

7,247,35

6,76

37,8

34,835,7

38,7

35,2

Ausgaben des Bundes für Hartz IV, 
in Milliarden Euro

komplett behalten dürfen. Auf den glei-
chen Punkt kaprizierte sich Fraktionschef
Frank-Walter Steinmeier.

Aus Sicht der beiden ist das ein beque-
mer Vorschlag, er klingt nach mehr Ge-

rechtigkeit, verändert aber nichts am Sys-
tem – und er betrifft nur jene kleine Grup-
pe von Menschen, die es sich überhaupt
leisten kann, nennenswert für das Alter zu
sparen. Wie bei Rüttgers ist es ein gutes
Stück Symbolpolitik. Es ist die Ebene, auf
der sich derzeit der politische Wettbewerb
abspielt, immer mit Blick auf Umfragen
und Wählerstimmen.

Es ist eines der größten Probleme der
Hartz-Reformen, dass die Politiker nie be-
reit waren, das Mammutprojekt zu vertei-
digen, das sie selbst beschlossen haben.
Stattdessen debattieren die Parteien im-
mer neue Änderungen, die vor allem das
Ergebnis haben, die Erfolge von Hartz IV
zu gefährden und die Kosten in die Höhe
zu treiben. Jüngstes Beispiel: Die schwarz-
gelbe Koalition hat in ihrem Koalitions-
vertrag vereinbart, dass die Hinzuver-

dienstmöglichkeiten für Hartz-IV-Empfän-
ger verbessert werden sollen. Nach dem
sogenannten Bürgergeld-Konzept der FDP,
das der nordrhein-westfälische Parteichef
Andreas Pinkwart vergangene Woche er-
neut ins Gespräch brachte, sollen sie sogar
mehr als verdoppelt werden.

Derzeit dürfen Hartz-IV-Arbeitslose bis
zu 100 Euro hinzuverdienen, ohne dass das
Geld auf die monatlichen Zahlungen aus
der Hartz-IV-Kasse angerechnet wird. Zwi-
schen 100 Euro und 800 Euro bleiben 20
Prozent anrechnungsfrei. Bis 1200 Euro
sind es nur noch 10 Prozent. Dieser Maß-
stab gilt auch als Berechnungsgrundlage
für Niedrigverdiener, die Anspruch auf
Hartz-IV-Zuschüsse haben. Davon gibt es
über eine Million. 

Werden die Grenzen angehoben, steigt
automatisch die Zahl der Menschen, die
Anspruch auf zusätzliche Hartz-Hilfen ha-
ben. Damit nicht genug: Steigt die Zahl
der Berechtigten, steigen auch die finan-
ziellen Belastungen für den Staat, und
zwar in Milliardenhöhe.

Bereits vor Jahren hat der Sachverstän-
digenrat beschrieben, was notwendig wäre,
um die unerwünschten Nebenwirkungen
einer solchen Reform zu vermeiden: Der
Staat müsste die üppigen Zuschüsse kap-
pen, die er heute an besonders schlecht
verdienende Teilzeitbeschäftigte und Mini-
jobber zahlt. Schwer vorstellbar, dass die
schwarz-gelbe Regierung nach den Reform-
erfahrungen ihrer Vorgänger dazu die
Kraft besitzt.

Bislang gibt es nur die Willenserklärung
der Koalitionspartner. Wie ihre Reform
tatsächlich aussehen soll, ist noch offen.
Bis zum Sommer soll ein Konzept vor-
liegen, bislang hat die geplante Arbeits-
gruppe der Koalition noch nicht einmal
getagt.

Und so steht Arbeitsministerin Ursula
von der Leyen vor einer anspruchsvollen
Herausforderung. Sie muss die zwingend
notwendigen Reformen bei den Jobcen-
tern zu Ende führen und womöglich Än-
derungen bei den Hartz-Regelsätzen für
Kinder in Angriff nehmen. Zugleich wird
sie den Bürgern aber erklären müssen,
warum der Totalumbau der Hartz-Refor-
men nicht kommen wird.

Dass Hartz IV trotz des derzeitigen Me-
dienrummels für eine Arbeitsministerin
kein Gewinnerthema ist, konnte sie bei
ihren Amtsvorgängern sehen. Schon das
Reizwort „Hartz IV“ signalisiert Gefahr.
Das weiß man auch in ihrem Ministerium. 

Entsprechend wurden Führungskräfte
der Bundesagentur für Arbeit jüngst bei
einem Routinegespräch zu einem sparsa-
meren Umgang mit dem unpopulären Re-
formnamen gemahnt. Die Behörde werde
gebeten, so heißt es im Protokoll des Tref-
fens, „in ihrer Öffentlichkeitsarbeit Be-
griffe wie Hartz IV zu vermeiden“.

Markus Dettmer, Christoph Hickmann, 

Michael Sauga 
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als ungerecht. Ist es verwunderlich, wenn
die Politik darauf reagiert?
Weise: Ich halte die Fixierung der 
Beschäftigungspolitik auf die Hartz-
Reform für einen Fehler. Die Hartz-
Gesetze greifen dann, wenn der Scha-
densfall bereits eingetreten ist. Viel 
wichtiger wäre es doch, dafür zu 
sorgen, dass der Schadensfall erst gar
nicht entsteht. Es droht derzeit ein 
Überbietungswettlauf bei den Arbeits-
marktreformen. Besser wäre es, die 
Bildungspolitik zu verbessern, und die
Wirtschaftspolitik würde die notwen-
digen Rahmenbedingungen schaffen, 
damit hierzulande wieder mehr Jobs 
geschaffen werden.
SPIEGEL: Die Wirtschaftskrise wird den
Arbeitsmarkt in diesem Jahr weiter be-
lasten, die Beseitigung der Folgen Jahre
dauern. Welche Reformen halten Sie 
für nötig?
Weise: Die Arbeitslosenversicherung
funktioniert, gerade in der Krise. Wir ha-
ben weniger Erwerbslose als die meisten
anderen Länder. Ich bin erstaunt, dass
die Politik sich auf diesen vergleichswei-
se gut laufenden Bereich konzentriert,
statt über andere Themen nachzudenken:
Wie kriegen wir die Schulden in den
Griff, wie kurbeln wir die Wirtschaft an?
Oder: Wie stabilisieren wir die sozialen
Sicherungssysteme? 
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Pinkwart: Täglich neue Vorschläge für eine Reform der Reform


